
711.16

Richtlinien über die Durchführung der 
Umweltverträglichkeitsprüfung

Vom 28. September 1993 (Stand 1. Juli 2002)

Der Regierungsrat des Kantons Solothurn
gestützt auf Artikel 9, 36, 37 und 42 Absatz 1 des Bundesgesetzes über den 
Umweltschutz vom 7. Oktober 19831), Artikel 79 Absatz 2 und Artikel 81 
Absatz 1 der Kantonsverfassung vom 6. Juni 19862) sowie § 15 Absatz 4 der 
Verordnung über Verfahrenskoordination und Umweltverträglichkeitsprü-
fung vom 28. September 19933)

beschliesst:

§  1 Zweck
1 Diese Richtlinien regeln die Durchführung der Umweltverträglichkeitsprü-
fung nach Artikel 9 des Bundesgesetzes über den Umweltschutz (USG)4).

§  2 Mehrstufige Prüfung
1 Bei zweistufigen Verfahren kann die zuständige Behörde, in Absprache 
mit der zuständigen Behörde des nachgeordneten Verfahrens sowie des 
Amtes  für  Umwelt,  festlegen,  dass  die  Prüfungen  in  einem  Verfahren 
durchgeführt werden.
2 Ebenso  kann  bei  einem  einstufigen  Verfahren  die  Prüfung  auf  zwei 
Schritte verteilt werden, wenn dadurch das Verfahren vereinfacht werden 
kann.

§  3 Aufgaben der Umweltschutzfachstelle
1 Das Amt für Umwelt5) als Umweltschutzfachstelle im Sinne von Artikel 9 
und 42 USG ist insbesondere zuständig für:
a) die  Ausarbeitung von Stellungnahmen zuhanden der  zuständigen 

Behörde soweit dies vom Gesetz oder diesen Richtlinien vorgesehen 
oder von der zuständigen Behörde gewünscht wird;

b) die Beratung des Gesuchstellers  bei der Voruntersuchung,  bei  der 
Festlegung des Pflichtenheftes sowie bei der Ausarbeitung des Be-
richtes über die Umweltverträglichkeit;

c) die  Beurteilung  des  Umweltverträglichkeitsberichtes  (UVB)  zuhan-
den der zuständigen Behörde;

d) das Einholen der Stellungnahmen der weiteren Amtsstellen des Kan-
tons, benachbarter Kantone oder des Bundes,  welche sich zu den 
Umweltauswirkungen des Projektes zu äussern haben. 

1) SR 814.01.
2) BGS 111.1.
3) BGS 711.15.
4) SR 814.01.
5) Amtsbezeichnung im ganzen Erlass Fassung vom 3. April 2002.
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711.16
2 Wenn es für die Beurteilung erforderlich ist, kann das Amt für Umwelt 
Fachleute für Expertisen beiziehen.

§  4 Teilprojektleitung
1 Das Amt für Umwelt bestimmt zur koordinierten Wahrnehmung dieser 
Aufgaben eine Teilprojektleitung.
2 Die  Teilprojektleitung  sorgt  vorab  dafür,  dass  der  Beurteilungsbericht 
frist-  und  sachgerecht  erarbeitet  wird  und  die  betroffenen  Amtsstellen 
frühzeitig zur Stellungnahme aufgefordert werden.
3 Die Aufforderung zur Stellungnahme sowie eine allfällige zeitliche Staf-
felung erfolgt in Zusammenarbeit mit der Projektleitung gemäss Verord-
nung über Verfahrenskoordination.
4 Für die Belange der Umweltverträglichkeitsprüfung ist der Teilprojektlei-
ter bzw. die Teilprojektleiterin direkt Ansprechperson.

§  5* …

§  6 Voruntersuchung
1 Ob nur die Ergebnisse der Voruntersuchung im Sinne von Artikel 8 Absatz 
2 der Verordnung über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG)1) festge-
halten werden müssen, entscheidet die zuständige Behörde auf Antrag der 
Umweltschutzfachstelle.

§  7 Anlagen, die der Störfallverordnung unterstehen
1 Bei Anlagen, die der Störfallverordnung unterstehen,  legt das Amt für 
Umwelt fest,  ob, in welchem Umfang und in welchem Verfahrensschritt 
der Gesuchsteller Angaben zur Katastrophenvorsorge im Sinne von Artikel 
5 (Kurzbericht) bzw. 6 Absatz 4 (Risikoermittlung) Störfallverordnung vom 
27. Februar 19912) zu machen hat.

§  8 Bewilligungen nach Artikel 21 UVPV
1 In der Regel tritt die Projektleitung in Absprache mit der zuständigen Be-
hörde mit weiteren Bewilligungsbehörden in Kontakt und fordert sie bei 
UVP-pflichtigen Vorhaben zur Stellungnahme im Sinne von Artikel 21 Ab-
satz 1 UVPV auf. Bei Anlagen, die einer Rodungsbewilligung bedürfen, ist 
das Kantonsforstamt3) für die Kontaktnahme mit dem BUWAL bzw. dem 
EDI zuständig.

§  9 Abstimmen auf das Leitverfahren
1 Die zuständige Behörde hat das Gesuch nach den Vorschriften über das 
massgebliche Verfahren im Amtsblatt und im Publikationsorgan der Stand-
ortgemeinde öffentlich bekannt zu machen. Dabei ist insbesondere auf die 
Durchführung einer UVP und die Offenlegung des Berichtes hinzuweisen.
2 Allfällige umweltrelevante Einsprachen gegen das Projekt sind der Um-
weltschutzfachstelle zur Kenntnis - und gegebenenfalls zur Stellungnahme 
zuzustellen

1) SR 814.011.
2) SR 814.012.
3) Bezeichnung Fassung vom 3. April 2002.
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3 Ist  im massgeblichen Verfahren keine Auflage im Sinne von Artikel  15 
UVPV  vorgesehen  (Plangenehmigungsverfahren  nach  Arbeitsgesetz),  er-
folgt die Publikation im Rahmen der Ausschreibung des Baugesuches ge-
mäss § 136 PBG1).
4 Das Amt für Umwelt verfasst vor der öffentlichen Auflage einen vorläufi-
gen Beurteilungsbericht. Dieser wird in der Regel jedoch nicht öffentlich 
aufgelegt.

§  10 Entscheid der zuständigen Behörde des massgeblichen Verfahrens 
(Leitverfahren)

1 Weicht die zuständige Behörde des massgeblichen Verfahrens gemäss An-
hang zu dieser Richtlinie bei der Beurteilung des Projektes von den Anträ-
gen der Umweltschutzfachstelle ab, so hat sie dies zu begründen.

§  11 Zugänglichkeit des Entscheides im Sinne von Artikel 20 UVPV des 
Beurteilungsberichtes

1 Die öffentliche Auflage im Sinne von Artikel 20 UVPV wird von der zu-
ständigen Behörde veranlasst. Im Rahmen des Gestaltungsplanverfahrens 
erfolgt die Auflage durch den Regierungsrat nach der entsprechenden Ge-
nehmigung.
2 Zusammen mit dem Entscheid und dem Umweltverträglichkeitsbericht ist 
auch der Beurteilungsbericht öffentlich aufzulegen (Art. 20 UVPV).
3 Die Auflagefrist entspricht der jeweiligen Beschwerdefrist.

§  12 Rechnungstellung
1 Das Amt für Umwelt stellt dem Gesuchsteller die Kosten in Rechnung, die 
bei  der  Beurteilung  nach  Artikel  12  und  13  UVPV  bei  den  kantonalen 
Amtsstellen anfallen.

§  13 Aufhebung bisherigen Rechts
1 Die  Richtlinien  über  die  Durchführung  der  Umweltverträglichkeitsprü-
fung im Kanton Solothurn vom 12. April 19882) werden aufgehoben.

§  14 Genehmigung durch den Bundesrat
1 Dieser  Regierungsratsbeschluss  unterliegt  der  Genehmigung durch den 
Bund nach Artikel 37 des Bundesgesetzes über den Umweltschutz.3)

§  15 Inkrafttreten
1 Diese Richtlinien treten am 1. Januar 1994 in Kraft.

1) BGS 711.1.
2) GS 91, 53.
3) Vom Eidg. Departement des Innern genehmigt am 27. Dezember 1993.
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Änderungstabelle - Nach Beschluss

Beschluss Inkrafttreten Element Änderung GS Fundstelle
03.04.2002 01.07.2002 § 5 aufgehoben -
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Änderungstabelle - Nach Artikel

Element Beschluss Inkrafttreten Änderung GS Fundstelle
§ 5 03.04.2002 01.07.2002 aufgehoben -
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1 Verkehr  1)

11 Strassenverkehr

Nr. Anlagetyp  Bundesrecht
massgebliches Verfahren

Kant. Recht
massgebl. 
Verfahren

zuständige 
Behörde

11.1 Nationalstrassen Mehrstufige UVP
1. Stufe:
Antragstellung durch den Bundesrat 
an die Bundesversammlung betref
fend die Genehmigung der allgemei
nen Linienführung und die Art der 
zu errichtenden Nationalstrassen 
(Art. 11 BG vom 8. März 1960 über 
die Nationalstrassen; SR 725.11.
2. Stufe:
Genehmigung des generellen Projek
tes durch den Bundesrat (Art. 20 BG 
vom 8. März 1960 über die National
strassen; SR 725.11.
3. Stufe:
Plangenehmigung durch das Depar
tement (Art. 26 Abs. 1 BG vom 8. 
März 1960 über die Nationalstrassen; 
SR 725.11.; AS 1999 3071)

11.2 * Hauptstrassen, 
die mit Bundeshil
fe ausgebaut wer
den (Art. 12 des 
Treibstoff
zollgesetzes vom 
22. März 1985 – SR 
725.116.2)

kant. 
Nutzungsplan 
(§ 68 PBG)

Regierungsrat

11.3 Andere Hochleis
tungs- und Haupt
verkehrsstrassen 
(HLS und HVS)

kant. 
Nutzungsplan 
(§ 68 PBG)

Regierungsrat

11.4 Parkhäuser und 
-plätze für mehr 
als 300 Motorwa
gen

1. Stufe: 
Gestaltungsplan 
(§ 46 PBG)
2. Stufe: 
Baubewilligung 
(Art. 22 RPG)

Gemeinderat

Baukommissio
n

a) Betrifft das Vorhaben einen mit * gekennzeichneten Anlagetyp, so muss im massgeblichen 
Verfahren auch das Bundesamt für Umwelt, Wald und Landschaft angehört werden (Art. 
13a).

1 ) Anhänge 1-8 Fassung vom 3. April 2002.
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12 Schienenverkehr

Nr. Anlagetyp  Bundesrecht
massgebliches Verfahren

Kant. Recht
massgebl. 
Verfahren

zuständige 
Behörde

12.1 Neue Eisenbahnlinien Mehrstufige UVP
1. Stufe:
a. SBB
Antragstellung durch den 
Bundesrat an die Bundes
versammlung betreffend die 
Beschlussfassung über den 
Bau neuer Eisenbahn
strecken (Art. 4 Abs. 3 BG 
vom 20. März 1998 über die 
Schweizerischen Bundes
bahnen – SR 742.31.
b. Konzessionierte Bahnun
ternehmungen
Beschlussfassung durch den 
Bundesrat betreffend die Er
teilung der Konzession (Art. 
6 BG vom 20. Dez. 1957 über 
die Eisenbahnen – SR 
742.101.
2. Stufe:
Plangenehmigung durch die 
Genehmigungsbehörde (Art. 
18 Abs. 1 des Eisen
bahngesetzes vom 20. Dez. 
1957; SR 742.101; AS 1999 
3071)

12.2 Andere Anlagen, die ganz 
oder überwiegend dem 
Bahnbetrieb dienen (ein
schliesslich Ausbau von Ei
senbahnlinien)
– im Kostenvoranschlag 
(exkl. Sicherungsanlagen) 
von mehr als 40 Millionen 
Franken
oder
– die einem in diesem An
hang beschriebenen Anla
getyp entsprechen

Plangenehmigung durch die 
Genehmigungsbehörde (Art. 
18 Abs. 1 des Eisen
bahngesetzes vom 20. Dez. 
1957; SR 742 101; AS 1999 
3071)

12.3 Anschlussgleise (Art. 2 BG 
vom 5. Okt. 1990 über die 
Anschlussgleise – SR 
742.141.5 im Kostenvor
anschlag (exkl. Siche
rungsanlagen) von mehr 
als 40 Millionen Franken

Nutzungsplan- oder Bau
bewilligungsverfahren (Art. 
5 und 19 BG vom 5. Okt. 
1990 über die Anschluss
gleise – SR 742.141.5; Art. 5, 
8 und 9 V vom 26. Feb. 1992 
über die Anschlussgleise – SR 
742.141.51)
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13 Schiffahrt

Nr. Anlagetyp  Bundesrecht
massgebliches Verfahren

Kant. Recht
massgebl. 
Verfahren

zuständige 
Behörde

13.1 Hafenanlagen 
für Schiffahrts
unternehmun
gen des öffentli
chen Verkehrs

Plangenehmigung durch das Bundesamt 
für Verkehr (Art. 8 Abs. 1 BG vom 3. Okt. 
1975 über die Binnenschifffahrt; SR 
747.201; AS 1999 3071)

13.2 Industriehafen 
mit ortsfesten 
Lade- und Entla
de-Einrich
tungen

13.3 Bootshafen mit 
mehr als 100 
Bootsplätzen

1. Stufe: Kant. 
Gestaltungs
plan (
§ 68 PBG)
2. Stufe: 
Baubewilligun
g (Art. 22 RPG)

Regierungsrat

Bau-
Kommission

13.4 Schaffung von 
Wasserstrassen

Mehrstufige UVP
1. Stufe: Generelle Projektierung durch 
den Bundesrat
2. Stufe: Detailprojektierung

14 Luftfahrt

Nr. Anlagetyp  Bundesrecht
massgebliches Verfahren

Kant. Recht
massgebl. 
Verfahren

zuständige 
Behörde

14.1 Flughäfen Plangenehmigungsverfahren (Art. 37 Abs. 
1 des Luftfahrtgesetzes [LFG] vom 21. Dez. 
1948; SR 748.0; AS 1999 3071) und 
Genehmigung des Betriebsreglementes 
(Art. 36c Abs. 1 und 36d Abs. 1 LFGa)

14.2 Flugfelder (aus
genommen He
likopterflugfel
der) mit mehr 
als 15 000 Flug
bewegungenb) 

pro Jahr

Plangenehmigungsverfahren (Art. 37 Abs. 
1 des Luftfahrtgesetzes [LFG] vom 21. Dez. 
1948; SR 748.0; AS 1999 3071) und 
Genehmigung des Betriebsreglementes 
(Art. 36c Abs. 1 und 36d Abs. 1 LFGa)

14.3 Helikopterflug
felder mit mehr 
als 1000 Flug
bewegungenb) 

pro Jahr

Plangenehmigungsverfahren (Art. 37 Abs. 
1 des Luftfahrtgesetzes [LFG] vom 21. Dez. 
1948; SR 748.0; AS 1999 3071) und 
Genehmigung des Betriebsreglementes 
(Art. 36c Abs. 1 und 36d Abs. 1 LFGa)

a) Erfolgt das Plangenehmigungsverfahren zusammen mit dem Verfahren zur Genehmigung des 
Betriebsreglementes oder wird nur eines der beiden Verfahren durchgeführt, so gilt dies auch für 
die UVP.
b) Für den Begriff «Flugbewegungen» vergleiche Anhang 5 Ziffer 31 Absatz 3 der Lärmschutzver
ordnung vom 15. Dezember 1986 (SR 814.41).
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2 ENERGIE

21 Erzeugung von Energie

Nr.
Anlagetyp  Bundesrecht

massgebliches Verfahren
Kant. Recht
massgebl. 
Verfahren

zuständige 
Behörde

21.1 Einrichtungen zur 
Erzeugung von 
Kernenergie sowie 
Anlagen zur Ge
winnung von radio
aktiven Kernbrenn
stoffen

Mehrstufige UVP
1. Stufe:
Rahmenbewilligungsverfahren 
(Art. 1 BB vom 6. Okt. 1978 zum 
Atomgesetz 
– SR 732.01)

2. Stufe:
Baubewilligungsverfahren (Art. 4 
Abs. 1 Bst. a BG vom 23. Dez. 
1959 über die friedliche Verwen
dung der Atomenergie und den 
Strahlenschutz [Atomgesetz] 
– SR 732.0)

21.2 *) Thermische Anla
gen zur Energieer
zeugung mit einer 
Feuerleistung von 
mehr als 100 MWth

1. Stufe: 
Gestaltungsplan (§ 
46 / 68 PBG)
2. Stufe: 
Plangenehmigung 
(Art. 7 
Arbeitsgesetz)

Gemeinderat / 
Regierungsrat

Arbeitsinspekto
rat

21.3 *) Speicher- und 
Laufkraftwerke so
wie Pumpspeicher
werke mit mehr als 
3 MW

 Mehrstufige UVP
1. Stufe: 
Konzessionsverfah
ren (Art. 38 BG vom 
22. Dez. 1916 über 
die Nutz
barmachung der 
Wasserkräfte 
[WRG] – SR 721.80)
2. Stufe: Kant. 
Gestaltungsplan 
(§ 68 PBG)

Kantonsrat / 
Regierungsrat

Regierungsrat

21.4 Anlagen zur Nut
zung der Erdwärme 
(einschliesslich der 
Wärme von Grund
wasser) mit mehr 
als 5 MWth

Konzession 
(§ 14 Wasser
rechtsgesetz)

Kantonsrat, 
Regierungsrat

21.5 Gaswerke, 
Kokereien, Kohle
verflüssigungsanlag
en

21.6 *) Erdölraffinerien

1. Stufe: Kant. 
Gestaltungsplan (§ 
68 PBG)
2. Stufe: 
Plangenehmigung 
(Art. 7 
Arbeitsgesetz)

Regierungsrat

Arbeitsinspekto
rat

21.7 Anlagen zur 
Gewinnung von 
Erdöl, Erdgas oder 
Kohle

Konzession 
(§ 14 Wasser
rechtsgesetz)

Kantonsrat, 
Regierungsrat

a) Betrifft das Vorhaben einen mit * gekennzeichneten Anlagetyp, so muss im massgeblichen Ver
fahren auch das Bundesamt für Umwelt, Wald und Landschaft angehört werden (Art. 13a).
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Übertragung und Lagerung von Energie
Nr. Anlagetyp  Bundesrecht

massgebliches Verfahren
Kant. Recht
massgebl. 
Verfahren

zuständige 
Behörde

22.
1

Rohrleitungen im Sinne von Ar
tikel 1 des Rohrleitungsge
setzes vom 4. Okt. 1963 (RLG – 
SR 746.1), für die eine Plange
nehmigung erforderlich ist

Plangenehmigung durch 
die Aufsichtsbehörde (Art. 
2 Abs. 1 RLG)

22.
2

Hochspannungs-Freileitungen 
und -kabel (erdverlegt), die für 
220 kV und höhere Spannun
gen ausgelegt sind

Plangenehmigung durch 
die Genehmigungsbehör
de (Art. 16 Abs. 1 des Elek
trizitätsgesetzes vom 24. 
Juni 1902; SR 734.0; AS 
1999 3071)

22.
3

Lager für Gas, Brennstoff und 
Treibstoff, die bei Nor
malbedingungen mehr als 50 
000 m3 Gas bzw. 5000 m3 Flüs
sigkeit enthalten

22.
4

Kohlenlager mit mehr als 
50'000 m3 Lagerkapazität

1. Stufe: 
Gestaltungspla
n (§ 46 PBG)
2. Stufe: 
Baubewilligun
g (Art. 22 RPG)

Gemeinderat

Baukommission

2



711.16
3 WASSERBAU

Nr. Anlagetyp  Bundesrecht
massgebliches Verfahren

Kant. Recht
massgebl. 
Verfahren

zuständige 
Behörde

30.1 Werke zur Regulierung des 
Wasserstandes oder des Abflus
ses von natürlichen Seen von 
mehr als 0,5 km2 mittlerer 
Seeoberfläche einschliesslich 
Betriebsvorschriften

Konzession 
(§ 14 Wasser
rechtsgesetz)

Kantonsrat / 
Regierungsrat

30.2 Wasserbauliche Massnahmen 
wie: Verbauungen, Eindäm
mungen, Korrektionen, Ge
schiebe- und Hochwasser
rückhalteanlagen im Kosten
voranschlag von mehr als 15 
Millionen Franken

30.3 Schüttungen in Seen von mehr 
als 10 000 m3

30.4 Ausbeutung von Kies, Sand 
und anderem Material aus Ge
wässern von mehr als 50 000 m3 

pro Jahr (ohne einmalige Ent
nahme aus Gründen der Hoch
wassersicherheit)

1. Stufe: kant. 
Gestaltungspla
n (§ 68 PBG)

Regierungsrat
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4 ENTSORGUNG

Nr. Anlagetyp  Bundesrecht
massgebliches Verfahren

Kant. Recht
massgebl. 
Verfahren

zuständige 
Behörde

40.1 Endlager für radioaktive Abfäl
le

40.2 Einrichtungen zur Unschäd
lichmachung oder Aufberei
tung von Kernbrennstoffen 
und Rückständen

Mehrstufige UVP
1. Stufe: Rahmenbewilli
gungsverfahren (Art. 1 BB 
vom 6. Okt. 1978 zum 
Atomgesetz – SR 732.01)

2. Stufe: Baubewilligungs
verfahren (Art. 4 Atom-ge
setz vom 23. Dez. 1959 – 
SR 732.0)

40.3 Autoshredder-Anlagen 1. Stufe: kant. 
Gestaltungs
plan (§ 68 PBG)
2. Stufe: 
Plangenehmig
ung (Art. 7 
Arbeitsgesetz)

Regierungsrat

Arbeitsinspekt
orat

40.4 Inertstoffdeponien mit einem 
Depotvolumen von mehr als 
500'000 m3

40.5 Reaktordeponien

40.6 Reststoffdeponien

1. Stufe: kant. 
Gestaltungs
plan (§ 68 PBG)
2. Stufe: 
Baubewilligun
g (§ 135 PBG, 
Art. 30 USG)   

Regierungsrat

Bau- und 
Justizdepartem
ent

40.7 Anlagen zum Sortieren, Behan
deln, Verwerten oder Verbren
nen von Abfällen mit einer Be
handlungskapazität von mehr 
als 1000 t pro Jahr

40.8 Zwischenlager für mehr als 
1000 t flüssige oder mehr als 
5000 t feste oder schlamm
förmige Sonderabfälle

1. Stufe: kant. 
Gestaltungs
plan (§ 68 PBG)
2. Stufe: 
Baubewilligun
g (§ 135 PBG)

Regierungsrat

Bau- und 
Justizdepartem
ent

40.9 Abwasserreinigungsanlagen für 
eine Kapazität von mehr als 20 
000 Einwohnergleichwerten

Gestaltungs
plan (§ 46 / 68 
PBG)

Regierungsrat / 
Gemeinderat
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5 LANDESVERTEIDIGUNG

51 Bundeseigene Anlagen

Nr. Anlagetyp  Bundesrecht
massgebliches Verfahren

Kant. Recht
massgebl. 
Verfahren

zuständige 
Behörde

50.1 Waffen-, Schiess- 
und Übungs- 
plätze der Armee

Plangenehmigung durch das Eidgenössi
sche Departement für Verteidigung, Bevöl
kerungsschutz und Sport (Art. 126 Abs. 1 
des Militärgesetzes; SR 510.10; AS 1999 
3071)

50.2 Armeemotorfahz
eugparks (AMP)

Plangenehmigung durch das Eidgenössi
sche Departement für Verteidigung, Bevöl
kerungsschutz und Sport (Art. 126 Abs. 1 
des Militärgesetzes; SR 510.10; AS 1999 
3071)

50.3 Militärflugplätze Plangenehmigung durch das Eidgenössi
sche Departement für Verteidigung, Bevöl
kerungsschutz und Sport (Art. 126 Abs. 1 
des Militärgesetzes; SR 510.10; AS 1999 
3071)

50.4 Anlagen und Ob
jekte der Armee, 
die einem in die
sem Anhang be
schriebenen An
lagetyp entspre
chen

Plangenehmigung durch das Eidgenössi
sche Departement für Verteidigung, Bevöl
kerungsschutz und Sport (Art. 126 Abs. 1 
des Militärgesetzes; SR 510.10; AS 1999 
3071)

50.5 300-m-Schiessan
lagen mit mehr 
als 15 Scheiben

Gestaltungs
plan (§ 46/ 
68 PBG)

Gemeinderat / 
Regierungsrat

1
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711.16
6 SPORT, TOURISMUS UND FREIZEIT

Nr. Anlagetyp  Bundesrecht
massgebliches Verfahren

Kant. Recht
massgebl. 
Verfahren

zuständige 
Behörde

60.1 Luftseilbahnen und 
Skilifte:
- für die touristische 

Erschliessung neuer 
Skigebiete und neu
er Geländekammern 
in bestehenden Ski
ge-bieten
- für den Zusam

menschluss von Ski
gebieten

a. Luftseilbahnen Konzessi
onsverfahren (Art. 2 Luft
seilbahnkonzessionsverordnung vom 
8. Nov. 1978 – SR 743.11)
b. Skilifte Bewilligungsverfahren (Art. 
17 Skiliftverordnung vom 22. März 
1972 –SR 743.21)

60.2 Pistenanlagen für mo
torsportliche Veran
staltungen

Gestaltungspla
n (§ 46 PBG)

Gemeinderat 

60.3 Skipisten mit Terrain
veränderungen von 
mehr als 2000 m2, die 
nicht im Verfahren 
über Luftseilbahnen 
oder Skilifte beurteilt 
worden sind

60.4 Beschneiungsanlagen, 
sofern die beschneite 
Fläche über 5 ha be
trägt

60.5 Sportstadien mit orts
festen Tribünenanla
gen für mehr als 20 
000 Zuschauer

60.6 Vergnügungsparks 
mit einer Fläche von 
mehr als 75 000 m2 

oder für eine Kapazi
tät von mehr als 4000 
Besucher pro Tag

kant. 
Gestaltungspla
n (§ 68 PBG)

Regierungsr
at

60.7 Golfplätze mit neun 
und mehr Löchern

Gestaltungspla
n (§ 46/ 68 
PBG)

Gemeinderat 
/ 
Regierungsr
at

1



711.16
7 INDUSTRIELLE BETRIEBE

Nr. Anlagetyp  Bundesrecht
massgebliches 
Verfahren

Kant. Recht
massgebl. 
Verfahren

zuständige 
Behörde

70.1 *) Aluminiumhütten

70.2 Stahlwerke

70.3 Buntmetallwerke

70.4 Anlagen zur Aufbereitung und 
Verhüttung von Schrott und 
Altmetallen

70.5 Anlagen zur Synthese von chemi
schen Produkten mit mehr als 
5000 m2 Betriebsfläche oder einer 
Produktionskapazität von mehr 
als 1000 t pro Jahr

70.6 Anlagen für die Verarbeitung von 
chemischen Produkten mit mehr 
als 5000 m2 Betriebsfläche oder 
einer Produktionskapazität von 
mehr als 10 000 t pro Jahr

70.7 Chemikalienlager mit einer Lager- 
kapazität von mehr als 1000 t

70.8 Sprengstoff- und Munitions 
fabriken

70.9 Schlächtereien und fleisch
verarbeitende Betriebe mit einer 
Produktionskapazität von mehr 
als 5000 t im Jahr-

70.10 Zementfabriken

70.11 Glashütten mit einer Produk
tionskapazität von mehr als 30 
000 t im Jahr

70.12 Zellstoff-(Zellulose-)Fabriken mit 
einer Produktionskapazität von 
mehr als 50 000 t im Jahr

70.13 Betriebe zur Gewinnung und Ver
arbeitung von Asbest und asbest
haltigen Materialien

70.14 Spanplattenwerke

Gestaltungsplan 
(§ 46 / 68 PBG)

Sofern kein 
Gestaltungsplan 
nötig; 
Plangenehmigun
g (Art. 7 
Arbeitsgesetz)

 

Gemeinderat 
Regierungsr
at

70.15 Weitere Anlagen, deren Rohgas
massenstrom (bei Ausfall der 
Rauchgasreinigung) im Vollastbe
trieb die Emissionbegrenzungen 
der Luftreinhalte-Verordnung
Durch das kantonale Recht zu be
stimmen
a für Stoffe nach Anhang 1 Zif 

fer 5 um mehr als das 20fache 
oder

b für andere Stoffe nach Anhang 
1 um mehr als das 100fache 
überschreitet

a) Betrifft das Vorhaben einen mit * gekennzeichneten Anlagetyp, so muss im massgeblichen 
Verfahren auch das Bundesamt für Umwelt, Wald und Landschaft angehört werden (Art. 
13a).

1



711.16
8 ANDERE ANLAGEN

Nr. Anlagetyp  Bundesrecht
massgebliches Verfahren

Kant. Recht
massgebl. 
Verfahren

zuständige 
Behörde

80.1 Gesamtmeliorationen, das heisst 
Güterzusammenlegungen von mehr 
als 400 ha oder mit kulturtechni
schen Massnahmen, wie Bewässe
rungen und Entwässerungen von 
Kulturland von mehr als 20 ha oder 
mit Terrainveränderungen von 
mehr als 5 ha, sowie generelle land
wirtschaftliche Gesamterschlie
ssungsprojekte von mehr als 400 ha

Vorprojekt( 
§ 64 
Bodenverbe
s
serungsveror
dnung)

Regierungsr
at

80.2 Generelle Waldzusammenle
gungsprojekte und forstliche Er
schliessungsprojekte von mehr als 
400 ha (gemäss Perimeter der Vor
studie)

Vorprojekt 
(§ 64 
Bodenverbe
s
serungsveror
dnung)

Regierungsr
at

80.3 Kies- und Sandgruben, Steinbrüche 
und andere nicht der Energiegewin
nung dienende Materialentnahmen 
aus dem Boden mit einem abbauba
ren Gesamtvolumen von mehr als 
300 000 m3

Gestaltungs
plan (§ 46 / 
68 PBG)

Regierungsr
at / 
Gemeinderat

80.4 Anlagen für die Haltung landwirt
schaftlicher Nutztiere mit mehr als
Durch das kantonale Recht zu be
stimmen
- 125 Plätzen für Grossvieh (ausge

nommen Alpställe) oder
- 100 Plätzen für Mastkälber oder
- 75 Plätzen für Mutterschweine 

oder
- 500 Plätzen für Mastschweine 

oder
- 6000 Plätzen für Legehennen oder
- 6000 Plätzen für Mastpoulets oder
- 1500 Masttruten

Gestaltungs
plan (§ 46 
PBG)

Gemeinderat

80.5 Einkaufszentren mit mehr als 5'000 
m2 Verkaufsfläche

80.6 Güterumschlagsplätze und Verteil
zentren mit mehr als 20 000 m2 La
gerfläche

Gestaltungs
plan 
(§ 46 / 68 
PBG)
 

Regierungsr
at / 
Gemeinderat
 

80.7 Ortsfeste Funkanlagen (nur Sende
einrichtungen) mit 500 kW oder 
mehr Senderleistung

kant. 
Gestaltungs
plan (§ 68 
PBG)

Regierungsr
at

80.8 Betriebe, in denen mit gentechnisch 
veränderten oder pathogenen Or
ganismen eine Tätigkeit der Klasse 3 
oder 4 nach der Einschlie
ssungsverordnung vom 25. August 
19996 durchgeführt werden soll

kant. 
Gestaltungs
plan (§ 68 
PBG)

Regierungsr
at
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